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Hier: Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde nach §569 ZPO 
wegen verfassungswidriger Blockade am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg (10 C 234/24) 

10 C 234/24: Klage gegen Bundesrepublik Deutschland wegen 
politisch motivierter Zerschlagungen seit 1998   
mit Antrag auf Rehabilit ierung, Schadenersatz (Z1-Z5)
mit ständig wiederholtem Antrag auf und gemäß
grundgesetzlich garantiertem Rechtsweg nach Art.34 GG mit
Staatshaftung in einem besonders schweren Fall   
einschließlich aller Gerichtskosten und aller
Schadensarten (Z1-Z5) 
im Umfeld von enormen Staatsversagen

Albin L. Ockl, Kläger, Petent und Beschwerdeführer seit 2011 nach 
Petitionen an den Deutschen Bundestag in Berlin (2010) und den 
Bayerischen Landtag in München (2010),
Opfer politisch motivierter Zerschlagungen seit 1998 unter 
persönlicher   Verantwortung von Altbundeskanzler und 
Altbundeskanzlerin (1998-2005-2021)

gegen Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundeskanzleramt, vertreten durch den 
Chef des Bundeskanzleramtes und Bundesminister für besondere 
Aufgaben, 11044 Berlin

Enormes Staatsversagen:  Öffentliche Stellungnahme (07.03.2025) 
des früheren Bundesverfassungsgericht-Präsidenten (2002-2010)
Prof. em. Dr. jur. Dres. h.c. Hans-Jürgen Papier

> > > https://planning.euro-online.de/ftp/PMZ-25.pdf
Scroll down after link (page 01)
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Begründung:

AGV-35.   Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde nach §569 ZPO 
wegen verfassungswidriger Blockade am grundgesetzlich 
garantiertem Rechtsweg nach Art.34 GG 
mit Staatshaftung in einem besonders schweren Fall   
einschließlich aller Gerichtskosten und aller
Schadensarten (Z1-Z5) 
im Umfeld von enormen Staatsversagen  unter Androhung einer 
verfassungswidrigen Beendigung des Staatshaftungsverfahren 
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg gemäß Art.34 GG. 
Verfassungswidriger Beschluss/Verfügung-gleiche Mitteilung des 
Amtsgerichtes Velbert (10 C 234/24) nach Zusendung der 
Verfassungsbeschwerden vom 01.07.2026 und
nach Verfassungsbeschwerden vom 01.06.2026 / 02.05.2026
zum Themenkomplex
„Antrag auf Rehabilitierung, Schadenersatz (Z1-Z5) 
mit ständig wiederholtem Antrag auf und gemäß
grundgesetzlich garantiertem Rechtsweg nach Art.34 GG mit
Staatshaftung in einem besonders schweren Fall   
einschließlich aller Gerichtskosten und aller
Schadensarten (Z1-Z5) 
im Umfeld von enormen Staatsversagen“
Richter droht mit Abweisung der Klage am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg nach Art.34 GG für Rehabilitierung und 
Schadenersatz, den er selbst blockiert. 
Richter blockiert mit Untätigkeit den grundgesetzlich garantierten
Rechtsweg seit Klage-Erhebung trotz 3 Verzögerungsrügen und 
ständigen Verfassungsbeschwerden, indem er nach Klage-
Erhebung vor 2 Jahren ein nachträglich von der Richterkollegin 
Kunze eingebrachtes Verfahren der sozialen Zerschlagung (10 C 
286/24), eine verfassungswidrige Wegelagerei, selbst vorgezogen 
und durchgeführt hat: 
> Antrag / Einspruch   gegen verfassungswidrige Wegelagereien 
am Amtsgericht:  
Sieh parallele sofortige Beschwerde am Landgericht (1 T 34/26): 
Verfassungswidriges Verfahren der sozialen Zerschlagung mit 
verfassungswidrigem Übermaß (Z4, Z5) erneut unter 
Verantwortung derselben Richterkollegin !
Richter und Richterin u.a. am Amtsgericht, unterstützen offenbar 
verfassungswidrige Wegelagereien am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg, die so intensiv geführt werden, dass der 
Kläger bis heute nicht die erforderliche Zeit finden konnte, um 
überhaupt ein „konkretes Begehren“ gemäß der Ausdrucksweise 
des Richters vorzubringen, möglichst in Übereinstimmung mit 
gesetzeskonformen, rechtskonformen Ausdrücken, 
auszuformulieren und zu bewerten. 
Richter und Richterkollegin „schieben sich die Bälle“ 
offensichtlich gegenseitig zu, um eine Staatshaftung in einem 
besonders schweren Fall scheitern zu lassen. 
> Antrag / Einspruch   gegen verfassungswidrige Wegelagereien an
parallelen Gerichten (Verwaltungsgerichte Düsseldorf und Berlin, 
Sozialgericht Düsseldorf, Landessozialgericht NRW): Sieh 
verfassungswidrige Entscheidungen in den 
Verfassungsbeschwerden
> Staatshaftung in einem besonders schwerer Fall  : Beträchtliche 
materielle und immaterielle Schäden sind entstanden, es geht 
nicht um die Verantwortung von klassischen Beamten, sondern 
um: 

                                                                                                                                 2



Attacken der politischen Führung in Deutschland: 
Paarweise, in 3er-Gruppe und skrupellos
> Alt-Bundeskanzler mit Kanzleramtschef (heute 
Bundespräsident): 1998 - 2005
> Alt-Bundeskanzlerin mit CSU-Staatsminister (heute Bayerischer 
Ministerpräsident): 2005 - 2021
> Hinzu kommt der heutige Vizekanzler und Bundesfinanzminister
(seit 2025), der mit der D21-Geschäftsführerin verheiratet ist (seit
2019): kein Zufall!

Sieh Kapitel BVERFG-432 /       AGV-30   
Zerschlagung seit 1998 geplant, Zerschlagung von hoch 
qualifizierten, eigen-finanzierten Familien-Unternehmen, ohne 
Fördermittel mit Weltklasse-Höchstleistungen bis 2003, 
Ausbaufähigkeit über 25 Jahre mit UMTS-Auktion 2000 
unterdrückt, bis heute ohne Schadenersatz, aber 
Ersatz durch staatlich finanzierte, wirkungsschwache NGO (D21) 
in Berlin, D21-Geschäftsführerin mit privater Verbindung zu 
Bundesfinanzminister Klingbeil (Lena-Sophie Müller, Ehefrau).
Klingbeil war 1999 Student und anschließend (2001-2003)im 
Wahlkreisbüro des Altbundeskanzler Gerhard Schröder tätig. 
1999: Gründung der D21 durch Altbundeskanzler (1988-2005),
persönlich verantwortlich für polit isch motivierte Zerschlagung
des Klägers seit 1998, mit verfassungswidriger Zielsetzung, weil 
nach Zerschlagung der Europäischen Congressmessen ONLINE 
mit Weltklasseleistungen (nicht nur mengenmäßig, vor allem aber 
qualitätsmäßig) für digitale Evolution auf dem Weg zur Künstlichen 
Intelligenz diese auch in Zukunft zu verhindern. Der Rückstand von 
Deutschland in Digitalisierung und KI heute liegt daran, dass eine 
wirkungsschwache D21 die Denk- und Wissensfabrik mit den 
Europäischen Congressmessen des Klägers nach Zerschlagung/AUS 
in 2003 nicht ersetzen konnte. Dies ist ein enormer immaterieller 
Schaden, der dem Kläger zugefügt wurde und unter dem ganz 
Deutschland leidet. 
Es ist anzugreifende Untätigkeit, wenn das Gericht den Wertverlust 
beurteilen soll,  ohne sich um die Vorgänge überhaupt zu 
interessieren.
Kläger hat die genannten Vorgänge längst aufgearbeitet, aktualisiert, 
dem Bundesverfassungsgericht vorgelegt, um dem Amtsgericht auch 
die nötige Unterstützung zu geben, das daran aber kein Interesse hat.

Es kann nicht sein, dass sich der deutsche Staat vor den 
Grundrechten seiner Zerschlagungsopfer schützen will:
> Mit Sabotage von Rehabilitierung und Schadenersatz durch 
weisungsgebundene Staatsanwälte unter Weisungsdruck durch 
beklagte Bundesregierung
> Mit Boykott durch willige Richter 
> Mit verfassungswidrigen Wegelagereien am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg nach Art.34 GG für Rehabilitierung und 
Schadenersatz, nicht für ein Strafverfahren mit Staatsanwälten, 
wie es vom Amtsgericht ausgeführt wird. 
Es kann nicht sein, dass der deutsche Staat für eine 
Staatshaftung nicht die vollen Kosten übernimmt: 
Es ist bösartige Heuchelei, beim Kläger die Schuld zu suchen, der
seit 2024 bereits 3 Verzögerungsrügen einlegen musste, ohne 
irgend etwas erreicht zu haben, und ständig die Gründe genannt 
hat, warum es nicht vorwärts geht. 
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Er klagt seit 2011 auf Rehabilitierung und Schadenersatz, ohne 
etwas zu erreichen. Es ist und war einfach nur Absicht, 
Rehabilitierung und Schadenersatz zu verhindern. Es ist und war 
nur Absicht, einen Wiederaufbau durch den Kläger zu verhindern.
Das ist die Wahrheit. Bittere Wahrheit: 
Zeitgleich wurde sein Bruder, Anerbe am Geburtsort, unter 
Verantwortung der Bayerischen Staatsregierung (Staatsminister 
Söder mit Staatssekretärin Huml) in den wirtschaftlichen Ruin bis
in den Tod (2012 Freitod) gehetzt (Landgericht Wuppertal 2 O 
163/16). Der Kläger, einziger Erbe, hat seit 2010 seine Petition am 
Bayerischen Landtag und seine Gerichtsverfahren am 
Verwaltungsgericht Regensburg unterstützt.
Kläger ist gezwungen, Prozesskostenhilfe für den 
Gerichtskosten-Vorschuss des Amtsgerichtes Velbert zu 
beantragen  
Dies ist ein weiterer Zeitverlust für Rehabilitierung und 
Schadenersatz. Das Landgericht Wuppertal hat bereits in 2015 
und 2016 PKH kassiert, um anschließend Rehabilitierung und 
Schadenersatz zu boykottieren: 2 O 70/15, 2 O 163/16. 
Das Verwaltungsgericht Berlin hat mit Beschluss VG 27 K 308.14 
vom 21.Juli 2017 die Verfahren zurückgeholt, um auf den 
Verwaltungsrechtsweg Rehabilitierung und Schadenersatz 
vorzutäuschen. Judikativer Boykott in 2023.
Kläger ist gezwungen, seit 2013 ein Pfändungsschutz-Konto zum 
Schutz vor staatlichen Übergriffen zu führen. 

> Antrag / Einspruch   gegen weiteren Zeitverlust durch 
zeitraubendes Ausfüllen von PKH-Formularen, wenn es eigentlich
selbsterklärend ist, dass bei einer 
Staatshaftung in einem besonders schwerer Fall  
vom Staat alle Kosten zu tragen sind, auch Vorschuss-Kosten, 
in Anbetracht, dass alle Sozialversicherungen, exzellente 
Sozialversicherungen verloren gegangen sind seit 2011 durch 
absichtliche Verweigerung von Rehabilitierung und 
Schadenersatz, der Kläger jetzt auch für Krankenhausaufenthalte 
aufkommen muss, weil Familienmitglieder wegen Stressbelastung
durch staatsanwaltliche Sabotage / judikativem Boykott von 
Rehabilitierung und Schadenersatz seit 2011 gesundheitliche 
Schäden erlitten haben

> Antrag / Einspruch,   weil weiterer Zeitverlust durch 
verfassungswidrige Wegelagereien am Verwaltungsgericht Düsseldorf
und Oberverwaltungsgericht Berlin erneut ohne Sommerpause wohl 
unvermeidbar ist , und
weil bei Unterlassung entsprechender Eingaben aus dem 
Amtsgericht an die beklagte Bundesregierung kaum 
überschaubare Folgewirkungen zu befürchten sind, 
Sieh alle Anlagen.

Aus Schriftsatz vom 10.Juli 2026 an 
Amtsgericht Velbert 10 C 234/24 

AGV-34.   / VGD-189.    
Über 77 Jahre   Menschenrechte und Grundrechte aus aktuellem 
Anlass
15.Juni 2026:   UNO-Aktionstag, 1.Welttag gegen Diskriminierung 
und Misshandlung älterer Menschen 
Rundfunk- und Fernsehrecht ist kein Grundrecht. Sozialrecht ist 
kein Grundrecht.
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Rechtsanwendungen von Sozialrecht, von Rundfunk- und 
Fernsehrecht ohne Respektierung von Grundrechten sind 
verfassungswidrig. 
Politisch motivierte Zerschlagungen des Klägers und 
Beschwerdeführers wegen Kostentilgung der deutschen Einheit 
mit der UMTS-Auktion 2000   unter Beteiligung des Öffentlich-
rechtlichen Rundfunks: 
Massiver Verstoß gegen das Solidaritätsprinzip des 
Grundgesetzes.
Umfangreiche Kommunikationsbemühungen ohne Respektierung 
und ohne schriftliche Beantwortung durch Beklagten (Intendanten
und Redaktionen)
Niederschlagung von Petitionen an den Deutschen Bundestag 
und den Bayerischen Landtag in 2010 
> mit Bitte um Unterstützung an Deutschen Bundespräsidenten. 
Unmittelbar nach Eingang der schriftlichen Bitte: 
Bundespräsident Prof. Dr. Horst Köhler, Rücktritt mit sofortiger 
Wirkung   am 31.Mai 2010
> > > www.euro-online.de
Klick auf Traueranzeige und folge den Links.
> mit Bitte um Unterstützung an die ARD-Vorsitzende und WDR-
Intendantin
ARD-Vorsitzende Monika Piel, Rücktritt nach weiteren 
Anschreiben
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/pet110129.pdf
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/GEZgnadenlos.pdf
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-13.pdf
Innovationen, die einen tiefer gehenden Umbruch bringen, 
spalten Deutschland,
spalten Staatsorgane des deutschen Staates, selbst das 
Grundgesetz gerät in Gefahr, Spielball der Politik zu werden. 
Selbst ÖRR und ARD sind zerstritten. Siehe 
Eva-Maria-Michel-Skandal (1997-2022) und mit Wissen aller 
Intendanten von 1998-2010 und mit . . .  
Weitere Erfahrungsberichte zu Lebenserfahrungen mit 
Innovationen sind möglich.
Weltklasse-Höchstleistungen für Deutschland und Europa, 
mit seiner Denk- und Wissensfabrik für digitales 
Innovationswachstum auf dem Weg zur Künstlichen 
Intelligenz abgeliefert,
mit den Europäischen Congressmessen ONLINE und KOMMTECH 
für Telekommunikation und IT, mit mehrtägigen Congressen für 
Künstliche Intelligenz bereits Ende der 80er Jahre, mit 
professionellem Wissensmanagement (ISBN-nummerierte 
Congressbände u.a.) für
digitales Innovationswachstum auf dem Weg zur Künstlichen 
Intelligenz abgeliefert, mit Steuern und Rundfunkgebühren und 
Beiträgen zu exzellenten Sozialversicherungen bis zum 
70.Lebensjahr (2010), 
heute ohne Sozialversicherungen mit schweren gesundheitlichen 
Schäden einer Stressbelastung durch Nonstop-Gerichtsverfahren 
nach Niederschlagung der Petitionen seit 2011, mit 
Gebührenabgaben und Sozialabgaben bis zum 70.Lebensjahr 
(2010) nach Zerschlagung im 60.Lebensjahr (2000), 
mit Pfändungsschutz-Konto zum Schutz vor staatlichen 
Übergriffen seit 2013, 
mit Datenschutz-Skandal und Hass im SCHUFA-Netz, 
mit verfassungswidrigen Wegelagereien (Anlage VG-2225) 
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am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz mit Staatshaftung nach Art.34 GG an 
ordentlichen Gerichten,
ohne Chance mit Rechtsanwalt, aber auch im Alter bestrebt, 
Justiz ohne Rechtsanwalt zu überzeugen u.v.a.m.

Attacken der politischen Führung in Deutschland: Paarweise 
und skrupellos
Alt-Bundeskanzler mit Kanzleramtschef (heute Bundespräsident): 
1998 - 2005
Alt-Bundeskanzlerin mit CSU-Staatsminister (heute Bayerischer 
Ministerpräsident): 2005 - 2021
Deswegen nach Art.34 GG: 
Staatshaftung in einem besonders schweren Fall 
einschließlich aller Gerichtskosten und aller
Schadensarten (Z1-Z5)
Enormes Staatsversagen:  Weimarer Verhältnisse, transformiert in 
das 21.Jahrhundert. Aber es ist nie zu spät. 
Erstes kleines Lichtlein am Ende des Tunnels? 
Einstellung des eingeleiteten Ordnungswidrigkeitsverfahren (mit 
staatsanwalt lichen Bußgeldverfahren seit 2011) durch Landrätin des 
Kreises Mettmann (eingegangen am 04.07.2026).
Kläger und Beschwerdeführer aus gesundheitlichen Gründen:  
Notwendigkeit einer angemessenen Sommerpause nach Nonstop-
Gerichtsverfahren an ordentlichen Gerichten, 
Verwaltungsgerichten und Sozialgerichten. 
Erzwingung eines zusätzlichen Zeitbedarfs wegen Abwehr von 
verfassungswidrigen Wegelagereien am grundgesetzlich 
garantiertem Rechtsweg mit aktiver Beteiligung des Amtsgerichts
Velbert an verfassungswidrigen Wegelagereien
Staatshaftung im besonders schweren Fall nur über Art.34 GG:

Sieh 
Verfassungsbeschwerde vom 01.07.2026:  
Anlage VE-28 mit Anlage VB-2486 (Schreiben des Amtsgericht 
Velbert 10 C 234/24 vom 22.06.2026, eingegangen am 30.06.2026)
Verfassungsbeschwerde vom 01.06.2026
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-31.pdf
Scroll down after link (page 413)
Verfassungsbeschwerde vom 01.06.2026: 
Anlage VG-2224 (in Anlage VE-28, Seite 62 enthalten) 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-31.pdf
Scroll down after link (page 267)

Es ist leichter, in der Masse der Wegelagerer ohne Respektierung von
personenbezogenen Grundrechten den grundgesetzlich garantierten 
Rechtsweg zu blockieren anstatt zu begehen.
Der Kläger, Petent und Beschwerdeführer seit 2011 im 
fortgeschrittenem Lebensalter ist gezwungen, eine angemessene 
Sommerpause in Anspruch zu nehmen, um die Rechtswege-Blockierer
abzuwehren, nicht nur am Amtsgericht, sondern auch an den 
Sozialgerichten und Verwaltungsgerichten.

Dies ist eine sehr gute Chance für das Amtsgericht, um die 
notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, um Menschenrechte, 
Grundrechte und Weltklasseleistungen im aufgezeigten Lebenswerk 
des Unterzeichners zu respektieren, Diskriminierung und 
Misshandlung älterer Staatsbürger einzustellen, im Geiste eines 
Grundgesetzes seit über 77 Jahren.
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Kläger ist         
> Solidaritätswidriges Kostenopfer der deutschen Einheit , 
> anschließend Zerschlagungsopfer deutscher Politik und 
deutscher Justiz mit enormen Staatsversagen, 
> zuvor seit 1977:   Generator des Innovationswachstums der  
Digitalbranche, attraktiv für Zufluss von ausländischem 
Kapital (inländisches Kapital nachfolgend), abgeschöpft mit 
UMTS-Auktion 2000 für solidaritätswidrige Kostentilgung der
deutschen Einheit, aus Weltklasseleistungen seiner 
Europäischen Congressmessen ONLINE und KOMMTECH an 
den größten Congress-Centren in Deutschland, Produkte 
seiner Denk- und Wissensfabrik für digitales 
Innovationswachstum auf dem Weg zur Künstlichen 
Intelligenz in Velbert (im Firmenarchiv einsehbar)    
> > > https://www.euro-online.de/index.cfm?l=8&e=2&m=56
> > > ONLINE Congressbände 1976 – 2003

Diese Congressbände u.a.m. gibt es „Schwarz auf Weiß“ im 
geretteten Firmenarchiv.

Aus Schriftsatz vom 23.Mai 2026: > > > 
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AGV-31.   77 Jahre Deutsches Grundgesetz seit 23.Mai 1949 im 
8.Lebensjahr des Beschwerdeführers!
In Kopie an das Bundesverfassungsgericht:  
Beschluss 16 M 145/26 und andere (10 C 234/24) am Amtsgericht 
Velbert
Bundespräsident: „Die Verkündung des Grundgesetzes am 23.Mai
1949 wird in diesem Jahr mit einem Ehrentag gefeiert.“ Damit will 
er die Errungenschaften der Verfassung stärker im Bewusstsein 
der Menschen verankern. 
Beschwerdeführer ist gezwungen, seit 2010 (über 15 Jahre 
kostenlos) Verfassungsbeschwerden gegen verfassungswidrige 
Gerichtsbeschlüsse in Deutschland auszuarbeiten, mit dem 
Ergebnis: 
Verfassungswidrige Wegelagereien am grundgesetzlich 
garantiertem Rechtsweg nach Art.34 GG für Rehabilitierung und 
Schadenersatz (10 C 234/24)
Verfassungswidriger Beschluss 16 M 145/26 (Anlage VB-2477) 
betrifft eine Zwangsvollstreckungssache, gegen die das 
Bundesverfassungsgericht mit Verfassungsbeschwerde vom 
02.05.2026 angerufen wurde, ordnungs- und termingerecht
nach sofortiger Beschwerde und danach mit Rechtsmittel der 
Anhörungsrüge gegen das Landgericht Wuppertal: 
Anlage VE-27: Verfassungsbeschwerde vom 02.05.2026 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-31.pdf
Scroll down after link (page 130)
mit den Kapiteln
BVERFG-432 / AGV-30, BVERFG-433, BVERFG-434

BVERFG-432 /       AGV-30.   
Enormes Staatsversagen inkl. Justizversagen  (Anlage VB-2430)  
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz mit Nachweis der persönlichen Verantwortung
der politischen Führung seit 1988 bei Kostentilgung der 
deutschen Einheit, bei Niederwerfung der Petitionen am 
Deutschen Bundestag und am Bayerischen Landtag, bei 
anschließender Verweigerung von Rehabilitierung und 
Schadenersatz als einzige Ursache bei Zerschlagung exzellenter 
Sozialversicherungen im 70.Lebensjahr wegen Kostenstau des 
Sozialstaats.
Art.34 GG: Grundgesetzlich garantierter Rechtsweg ist 
kein Rechtsweg für verfassungswidrige Wegelagerei.
Verfassungswidrige Wegelagerei   am grundgesetzlich garantierten
Rechtsweg für Rehabilitierung und Schadenersatz gemäß Art.34 
GG seit 2011 nach Rücktritt des Deutschen Bundespräsidenten 
mit sofortiger Wirkung in 2010 (laut Merkel: „Verhalten mit Ecken 
und Kanten“): Ein hochgeschätzter 
Bundespräsident Prof. Dr. Horst Köhler (2004-2010), mit 
wirtschaftlichem Sachverstand (IWF-Direktor in Washington, D.C.,
USA, 2000-2004) und Weitsicht hat mit „Ecken und Kanten“ 
Aufmerksamkeit erreichen wollen: Wofür?
> > > www.euro-online.de
Klick auf Traueranzeige (Scroll up and down). Folge Links
Darüber hinaus:   Verfassungswidrige Wegelagereien durch 
weisungsgebundene Staatsanwälte unter Weisungsdruck der 
beklagten Bundesregierung mit Helfern und Helfershelfern, mit 
staatsanwaltlicher Sabotage und judikativem Boykott von  
Rehabilitierung und Schadenersatz, mit verfassungswidrigem 
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Übermaß sozialer Zerschlagung, mit neuem Vorgang gemäß 
Anlage VE-25 b) in sofortiger Beschwerde.
Kläger ist         
> Solidaritätswidriges Kostenopfer der deutschen Einheit , 
> anschließend Zerschlagungsopfer deutscher Politik und 
deutscher Justiz mit enormen Staatsversagen, 
> vorher seit 1977:   Generator des Innovationswachstums der  
Digitalbranche, attraktiv für Zufluss von ausländischem 
Kapital (inländisches Kapital nachfolgend), mit 
Weltklasseleistungen seiner Europäischen Congressmessen 
ONLINE und KOMMTECH an den größten Congress-Centren 
in Deutschland, Produkte seiner Denk- und Wissensfabrik für
digitales Innovationswachstum auf dem Weg zur Künstlichen
Intelligenz in Velbert    
> > > https://www.euro-online.de/index.cfm?l=8&e=2&m=56
> > > ONLINE Congressbände 1976 – 2003

Wirtschaftliche Zerschlagung und bis heute absichtliche 
Verweigerung von Rehabilitierung und Schadenersatz wegen 
Zerschlagung von Weltklasseleistungen für Deutschland und 
Europa trotz ständigem Antrag auf Wiederaufbau seit 2003.
Unglaublich: Justiz im Gerichtsbezirk des Landgerichts 
Wuppertal ohne Staatsanwälte nicht funktionsfähig, 
Staatsanwälte nur für Strafverfahren benötigt, mit diesen wird 
Klage gegen Bundesregierung vom 3.10.2024 am Amtsgericht 
Velbert (10 C 234/24) wie ein Strafverfahren gegen den Kläger   
durchgeführt. Ein Beklagtenvertreter: Leider Fehlanzeige! 
Darüber hinaus:
Unerträgliche Manipulation von Gerichtsverfahren: 
Verfassungswidrige Unterdrückung von Rechtsmittel der 
Anhörungsrüge (22.10.2025) am Landgericht  , um sich 
Verfassungsbeschwerden zu widersetzen. Sieh Fehlanzeige in 
Anlage WU-2601.   Darüber hinaus:
Zerschlagung seit 1998 geplant, Zerschlagung von hoch 
qualifizierten, eigen-finanzierten Familien-Unternehmen, ohne 
Fördermittel mit Weltklasse-Höchstleistungen bis 2003, 
Ausbaufähigkeit über 25 Jahre mit UMTS-Auktion 2000 
unterdrückt, bis heute ohne Schadenersatz, aber 
Ersatz durch staatlich finanzierte, wirkungsschwache NGO (D21) 
in Berlin, D21-Geschäftsführerin mit privater Verbindung zu 
Bundesfinanzminister Klingbeil (Lena-Sophie Müller, Ehefrau).
1999: Gründung der D21 durch Altbundeskanzler (1988-2005), 
persönlich verantwortlich für politisch motivierte Zerschlagung 
des Klägers seit 1998, mit verfassungswidriger Zielsetzung, weil 
nach Zerschlagung der Europäischen Congressmessen ONLINE 
mit Weltklasseleistungen (nicht nur mengenmäßig, sondern auch 
qualitätsmäßig) für digitale Evolution auf dem Weg zur 
Künstlichen Intelligenz diese auch in Zukunft zu verhindern. 
Besorgnis wegen Weisungen an weisungsgebundene 
Staatsanwälte nicht nur durch die Bundessozialministerin, 
sondern auch durch den Bundesfinanzminister (Vorteilsnahme im 
Amt für Familienmitglieder). Täter und Nachfolger, Gerhard 
Schröder, Frank-Walter Steinmeier, Bärbel Bas, Lars Klingbeil 
sind best-vernetzte SPD-Parteigenossen. Bärbel Bas als 
Bundestags-Präsidentin detailliert informiert (Januar 2022): 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/bundestag-P.pdf
Scroll down after link (page 38/49)
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Enorme Beeinträchtigung am Ende eines herausragenden 
Lebenswerkes durch Zwang zu Pfändungsschutzkonto zum 
Schutz vor staatlichen Übergriffen seit 2013, ohne Zugang zu 
Versicherungsleistungen der Sozialversicherungen bei laufenden 
Pfändungen zu staatlichen Übergriffen nach und mit fortgesetzter
sozialer Zerschlagung mit verfassungswidrigem Übermaß.
2000: Deutsche Digitalbranche auf Augenhöhe mit USA und 
Fernost. Europäische Congressmessen mit Weltklasse-
Leistungen erfolgreich an der Spitze in Europa, CEBIT & 
Lobbyisten haben am meisten profitiert von seiner Denk- und 
Wissensfabrik mit den Europäischen Congressmessen. 
2002: Höchste Verluste der Europäischen Congressmessen seit 
Bestehen infolge verheerender Folgewirkungen der UMTS-Auktion
2000, Ende 2003 Aus mit hohen Schulden wegen 
solidaritätswidriger Kostentilgung der deutschen Einheit!
2006: D21, seit 1999 in Vorbereitung, vorrangig verantwortlich für
Digitalgipfel der Bundesregierung als jämmerlicher Ersatz für 
zerschlagene Europäische Congressmessen des Klägers. 
Fortsetzung in Oktober 2006  : Staatsanwaltliche Attacken wegen 
angeblicher Insolvenzverschleppung des Klägers (tatsächlich 
nicht!) mit Hilfe seines Rechtsanwaltes erfolgreich abgewehrt. 
Vertrauenswürdiger Rechtsanwalt  erklärt danach seinen Rücktritt 
mit Hinweis, dass er keine Verantwortung bei weiteren Attacken 
übernehmen könne, weil er keine Mitschuld an der Zerschlagung 
übernehmen möchte. Seitdem Kampf gegen politisch motivierte 
Zerschlagungen ohne   Rechtsanwalt, weil tatsächlich keine 
Aussicht mit Rechtsanwalt. 
1. Verfassungsbeschwerde in 2010   (zu Petitionen an Deutschen 
Bundestag und parallel an Bayerischen Landtag) nach 
Rücktritt des Bundespräsidenten mit sofortiger Wirkung (am 
31.Mai 2010)  , Verfassungsbeschwerde wegen erbärmlichen 
Missbrauch des Petitionsgrundrechtes am Deutschen Bundestag  
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVG2611.pdf
Nach UMTS-Auktion 2000 mit solidaritätswidriger Kostentilgung 
der deutschen Einheit: 
Staats-finanzierte, wirkungsschwache D21 sollte mit Digitalgipfel 
die eigen-finanzierten Weltklasse-Leistungen der Denk- und 
Wissensfabrik des Klägers ersetzen.
Völliges Versagen   des Staats-finanzierten Digitalgipfels der D21. 
Anstatt Augenhöhe der Digitalbranche mit USA und Fernost: 
„Wir müssen aufholen“ als finales Statement durchgeführter 
Digitalgipfel. Geschäftsleitung der D21 ist inzwischen Staats-    
finanzierte Familien-Angelegenheit des Bundesfinanzministers   
Klingbeil (Vorteilsnahme im Amt für Familienangehörige des 
Bundesfinanzministers ist strafbar)
Kläger / Opfer: Weisungsgebundene Staatsanwälte   auf Weisung 
der beklagten Bundesregierung, offensichtlich auch auf Weisung 
des Bundesfinanzministers mit Unterstützung durch 
Bundessozialministerin, betreiben gegen den Kläger

verfassungswidrige Wegelagerei  
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz gemäß Art.34 GG! Sieh Kapitel AGV-28:
Entgegen grundgesetzlicher Rechtsweg-Garantie

nach verfassungswidrigen Exzessen  
der Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen     
zum 84.Geburtstag, zum 85.Geburtstag seiner Ehefrau und jetzt   
am Karsamstag vor dem Ostersonntag mit Fortsetzung eines 
Zwangsvollstreckungs-Skandal  
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Gerichtsbezirk Wuppertal hat mit verfassungswidrigen Exzessen 
die Verlagerung des grundgesetzlich garantierten Rechtsweges 
vom Verwaltungsgericht Berlin in seinen Gerichtsbezirk 
erzwungen,

Gerichtskosten-Erstattung für Verwaltungsgericht Berlin mit 
Staatsanwälten durch Kontopfändung erzwungen, 
nach vorhergehenden Schadenersatzverfahren am Landgericht 
Wuppertal 2 O 70/15 und 2 O 163/16 (durch Bundesregierung 
finanziert): schon einmal mit judikativem Boykott ohne Erfolg, 
aber mit Bezahlung durch Bundesregierung. 
Dies alles trotz grundgesetzlicher Kostenhaftung durch die 
beklagte Bundesregierung gemäß Art.34 GG. 
Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
zum 84.Geburtstag, zum 85.Geburtstag und danach zum Osterfest
2026: Als Teil der sozialen Zerschlagung (Z4) mit 
verfassungswidrigem Übermaß (Z5) zu beklagen! 

BVERFG-433.   Enormes Staatsversagen am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung und Schadenersatz 
gemäß Art.34 GG 
unter zunehmender direkter Verantwortung des Amtsgerichtes  
Velbert in Kumpanei mit weisungsgebundenen Staatsanwälten: 
Grundrechte vs. Sozialrecht mit verfassungswidrigen 
Sozialrechtsanwendungen ohne Respektierung von Grundrechten!
Kläger ist 
solidaritätswidriges Kostenopfer der deutschen Einheit  seit 2000
mit enormen Schäden für Weltklasse-Leistungen für digitales 
Innovationswachstum auf dem Weg zu Künstlicher Intelligenz und
verfassungswidriges Zerschlagungsopfer mit Totalschaden inkl. 
Zerschlagung exzellenter Sozialversicherungen unter
persönlicher Verantwortung von Altbundeskanzler und 
Altbundeskanzlerin (1998-2005-2021) 
Grundrechte   (Art.1 GG– Art.19 GG), Ewigkeitsrechte,   
unveränderbar, zu respektieren, Rechtsanwendungen  ohne 
Respektierung der Grundrechte sind verfassungswidrig  .
Sozialrechte   (Art.20 GG, Art.28 GG), veränderbar, einfache 
Gesetze im Sozialgesetzbuch (SGB), Sozialrechtsanwendungen 
ohne Respektierung der Grundrechte sind verfassungswidrig. 
Exzellente Sozialversicherungen des Klägers zerschlagen mit 
Niederschlagung der
Petitionen an den Deutschen Bundestag und den Bayerischen 
Landtag   (2010), Niederschlagung durch eine CDU/CSU-geführte 
Bundesregierung unter persönlicher Verantwortung durch die 
Altbundeskanzlerin in Kumpanei mit dem heutigen Bayerischen 
Ministerpräsident (Staatsminister in 2010). 
Seit 2011: Nonstop-Gerichtsverfahren, Gerichte / Instanzen / 
Verfahren übergreifend,
Klage auf Rehabilitierung und Schadenersatz gemäß Art.34 GG, 
Staatsanwaltliche Sabotierung und judikative Boykottierung unter
Weisungsdruck durch beklagte Bundesregierung
Abwehr von verfassungswidrigen Sozialrechtsanwendungen ohne
Respektierung von Grundrechten, 
Seit 2010: Verfassungsbeschwerden zur Unterstützung der 
Petitionen und aller Gerichtsverfahren

BVERFG-434  . Enorme Gesundheitsschädigung unter  
Lebensgefahr erzwungen durch Stressbelastung der 
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Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen     
zum 84.Geburtstag des Beschwerdeführer, zum 85.Geburtstag 
seiner Ehefrau und jetzt     
am Karsamstag vor dem Ostersonntag (Osterfrieden: Was ist 
das?) mit Fortsetzung eines Zwangsvollstreckungs-Skandal    
Ehefrau erleidet seit mehreren Monaten 
Herzschädigung mit Herzrhythmusstörungen und schwere 
Folgewirkungen (Herzrasen, Vorhofflimmern, Atemnot, 
Brustschmerzen, zunehmende Geh-Beschwerden, allgemeine 
Schwäche, Schlaflosigkeit, Nierenversagen, Verdickung der Beine
durch Wasser, Gicht-Anfall im Fußgelenk) seit mehreren Monaten 
mit schweren Formen
Nach Ostern (23.April 2026) Arztbesuch mit sofortiger Einweisung
in das Krankenhaus 
Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
zum 84.Geburtstag, zum 85.Geburtstag und danach zum Osterfest
2026: Als Teil der sozialen Zerschlagung (Z4) mit 
verfassungswidrigem Übermaß (Z5) zu beklagen! 
Staatsanwälte betreiben unter Steuerung des Amtsgerichtes 
Velbert

verfassungswidrige Wegelagerei  
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz 

mit lebensbedrohenden kriminellen Exzessen.  
Anzugreifende Hoheitsakte  
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AGV-32.   Verfassungswidrige Wegelagereien am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung und Schadenersatz 
gemäß Verfassungsbeschwerde vom 02.05.2026 (Anlage VE-27)    
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-31.pdf
Scroll down after link (page 130)
Rechtsschutz gemäß grundrechtsgleichem Recht nach 
Art.20 Abs.4 GG ist zu respektieren.
Staatsanwaltliche Zwangsmaßnahmen setzen eine judikative 
Zulassung voraus
Verfassungswidriger Beschluss 16 M 145/26 Amtsgericht Velbert 
durch Richterin Kunze, voll verantwortlich für  
> Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
zum 84.Geburtstag des Beschwerdeführers, zum 85.Geburtstag 
seiner Ehefrau und danach zum Osterfest 2026 und darüber 
hinaus für ältere Zwangsvollstreckungssachen: Als Teil der 
sozialen Zerschlagung (Z4) mit verfassungswidrigem Übermaß 
(Z5) zu beklagen! 
> in Kumpanei mit Staatsanwälten voll verantwortlich für  

Enorme Gesundheitsschädigung unter Lebensgefahr, erzwungen  
durch Stressbelastung der Zwangsvollstreckungssachen, 
Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen     
zum 84.Geburtstag, zum 85.Geburtstag seiner Ehefrau und jetzt     
am Karsamstag vor dem Ostersonntag (Osterfrieden: Was ist 
das?) mit Fortsetzung eines Zwangsvollstreckungs-Skandal  
durch Stressbelastung aus Nonstop-Gerichtsverfahren seit 2011 
(über 15 Jahren) nach Ablehnung und Niederschlagung der 
Petitionen am Deutschen Bundestag und am Bayerischen Landtag
Gerichte übergreifend, Verfahren übergreifend, Instanzen 
übergreifend
> Einzufordern: Sofortige Kostenübernahme   durch Krankenhaus-,
Arzt- und Apotheker-Kosten gemäß
Anlage VB-2475   zu Anlage WU-2602
Antwortschreiben vom 01.Mai 2026 mit Anlagen 01.Mai 2026 und 
04.Mai 2026 an Amtsgericht Velbert 10 C 234/24 
zu Verfügung vom 15.04.2026 gemäß Anlage WU-2602
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/PMZ-24f.pdf
Scroll down after link (page 394)
AGV-30a.   Sozialrecht der Sozialgesetze (SGB) ist kein Grundrecht
(Art.1-19 GG). Hier: Rechtsanwendungen der Sozialgesetze ohne 
Respektierung der Grundrechte des Klägers sind

verfassungswidrige Wegelagerei  
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz gemäß Art.34 GG 

jetzt mit lebensbedrohenden kriminellen Exzessen.  
> > > Enorme Gesundheitsschädigung mit Lebensgefahr
unter Extra-Stressbelastung   der 
Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
zum 84.Geburtstag des Klägers, zum 85.Geburtstag seiner 
Ehefrau und jetzt am Karsamstag vor dem Ostersonntag mit 
Fortsetzung eines Zwangsvollstreckungs-Skandal
Darüber hinaus:  
Beschwerdeführer   leidet ebenso unter der vorstehend 
beschriebenen Extra-Stressbelastung: Er hatte zum 
85.Geburtstag seiner Ehefrau einen Unfall mit schmerzhafter 
Rippenprellung, an der er immer noch kuriert. Er leidet unter 
schmerzhafter Muskelverkrampfung mit Schmerzen, die nur mit 
Schmerztabletten zu ertragen sind. 
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> Sofortige Kostenübernahme einer ärztlichen Untersuchung 
durch einen Arzt seines Vertrauen wird gefordert. 
> Richterin Kunze   hat die volle juristische Verantwortung nicht 
nur für die Zwangsvollstreckungs-Skandale, wie beschrieben, 
sondern seit längerem auch für Kontopfändungen mit höheren 
Beträgen seit 2021 auf Pfändungsschutz-Konto zum Schutz vor 
staatlichen Übergriffen, das der Beschwerdeführer seit 2013 
benutzen muss, um überleben zu können. Die 
Kontozwangspfändungen im Umfang von ca. 20.000,- EUR durch 
die Inkassoabteilung der RAe Caspers Mock. Sieh Anlage V      B-2477  
Verfassungswidriger Beschluss 16 M145/26 Amtsgericht Velbert 
vom 06.05.2026 (eingegangen am 15.05.2026)
durch Richterin am Amtsgericht Kunze  in der 
Zwangsvollstreckungssache .DEBEKA / RAe Caspers Mock

Verfassungswidrige Wegelagereien am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg gemäß Art.34 GG für Rehabilitierung und 
Schadenersatz haben einen Umfang erreicht, dass über 
Rehabilitierung und Schadenersatz kaum noch gesprochen 
werden kann, dank staatsanwaltlicher Sabotage und judikativem 
Boykott. Definitiv verfassungswidrig  : 
Gerichtsurteile an Sozialgerichten und an Amtsgerichten,  weil 
Rechtsanwendungen von Sozialgesetzen ohne Respektierung von
Grundrechten mit Anspruch auf Rehabilitierung und 
Schadenersatz verfassungswidrig sind und als 
soziale Zerschlagung mit verfassungswidrigem Übermaß zu 
bewerten sind (Sozialrechte sind keine Grundrechte!)
Kläger hatte exzellente Sozialversicherungen bis zum 
70.Lebensjahr (2010), Zerschlagung seit Ablehnung und 
Niederschlagung der Petitionen am Deutschen Bundestag mit 
Rücktritt des Bundespräsidenten mit sofortiger Wirkung am 
25.Mai 2010 
> > > www.euro-online.de
Klick auf Traueranzeige (Scroll up and down). Folge Links
> Beschluss 16 M145/26 Amtsgericht Velbert vom 06.05.2026 
(eingegangen am 15.05.2026) der
Richterin am Amtsgericht Kunze  in der 
Zwangsvollstreckungssache .DEBEKA / RAe Caspers Mock ist als 
verfassungswidrig zurückzuweisen.
> Faktenlage: Beschwerdeführer / Kläger / Opfer hat 
gebetsmühlenartig auf die Verfassungswidrigkeit  der 
Gerichtsverfahren am Sozialgericht Düsseldorf seit 2011 hingewiesen,
wurde immer wieder verurteilt,  hat aber gegen alle Urteile am 
Landessozialgericht NRW  ausführliche Verfassungsbeschwerden 
ausgearbeitet, seit 2011, nach Niederschlagung der Petitionen am 
Deutschen Bundestag mit Rücktritt des Bundespräsidenten, 
Rücktritt mit sofortiger Wirkung am 25.Mai 2010 (vor 16 Jahren, 
im 70.Lebensjahr des Beschwerdeführers! )
Bis zu diesem Zeitpunkt 2010 hatte er exzellente 
Sozialversicherungen,  heute hat er keine mehr. 
Richterin am Amtsgericht Kunze hat daher die volle 
Verantwortung   einschließlich der Kosten für

enorme Gesundheitsschädigung unter Lebensgefahr, erzwungen  
durch Stressbelastung der Zwangsvollstreckungssachen
> Richterin am Amtsgericht Kunze hat es auch erfolgreich 
geschafft, die Klage gegen die Bundesrepublik Deutschland vom 
03.10.2024 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/PMZ-24.pdf
Scroll down after link (page 01)
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mit einer eigenen Klage vom 30.12.2024  (eingegangen am 
08.01.2025) nachträglich auszuschalten:
Klage 10 C 286/24 wurde mit 2 qualifizierten 
Verfassungsbeschwerden zurückgewiesen, offensichtlich von der 
Richterin nicht akzeptiert:
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/unrecht-22.pdf
Scroll down after link (page 334)
01. Gegenstand des Verfahrens: Verfassungswidriger  
Mahnbescheid zu sozialer Zerschlagung (Sozialversicherungen 
mit Rechtsanwendungen ohne Respektierung von Grundrechten, 
ohne Zugang zu Versicherungsleistungen auf Pfändungsschutz-
Konto mit Rentenplünderung-Skandal und Datenschutz-Skandal 
(verfassungswidriges Übermaß) seit 2010. 
Grundrechtsgleicher Widerstand nach Art.20 Abs.4 GG 
(Rechtsschutz!) zu respektieren   gegen verfassungswidrige 
Verfügung inkl. sofortigen, ergänzenden Vortrag durch 
Verfassungsbeschwerde vom 15.01.2025
Einspruch gegen neues Hassverfahren am Amtsgericht Velbert  
(10 C 286/24, eingegangen am 08.01.2025, 1 Tag nach Abgabe des 
Schriftsatzes vom 01.01.2025 zu Güteverfahren vom 03.10.2024 
mit Verfassungsbeschwerde).
Rechtsanwendungen ohne Respektierung von Grundrechten und 
grundrechtsgleichen Rechten sind verfassungswidrig!

Sieh Anlage WU-13, Seite10, auszugsweise:
BVERFG-416.   Politisch motivierte Zerschlagungen seit 1998, 
Gründungsjahr von Google (Google zeigt, was möglich ist mit 
Weltklasse-Höchstleistungen ohne politisch motivierte 
Zerschlagungen)
Beschwerdeführer: Über 25 Jahre Weltklasse-Höchstleistungen 
für digitales Innovationswachstum, danach: über 25 Jahre 
politisch motivierte Zerschlagungen, Grundrechte ausgehebelt.
Totales Justiz-Versagen im Gerichtsbezirk des Landgerichts 
Wuppertal am Amtsgericht Velbert: 
2 Güteverfahren als Hassverfahren nach zweimaliger Anrufung 
des Bundesverfassungsgerichts mit anschließendem 
verfassungswidrigen Shitstorm (Hassverfahren)
Soziale Zerschlagung (Fortsetzung politisch motivierter 
Zerschlagungen (Z4, Z5) mit verfassungswidrigen Sozial-
Grundversicherungen parallel am Amtsgericht und am 
Sozialgericht 
mit verfassungswidrigen Mahnbescheiden, daher Widerspruch am
Amtsgericht Mayen, als Fortsetzung 
mit Nonstop-Gerichtsverfahren seit 2011 (14 Jahre parallel und 
hintereinander ohne Abhilfe)
Verfassungswidrige Sozial-Grundversicherungen ohne Zugang zu 
Versicherungsleistungen auf Pfändungsschutz-Konto seit 2010 
mit monatlichen Pfändungen bis zum Limit, als Dauereinrichtung 
mit und ohne Verwendungszweck, mit und ohne Beschluss)
mit verfassungswidrigem Übermaß (Z5): 
Rentenplünderung-Skandal, Datenschutz-Skandal, 
Freiheitsberaubung mit JVA-Service für Staatsanwälte
> Rentenplünderung-Skandal  auf Pfändungsschutz-Konto zum 
Schutz vor staatlichen Übergriffen 
wegen politisch motivierter Zerschlagungen seit 1998 unter 
persönlicher Verantwortung deutscher Spitzenpolitiker mit 
Immunitätsschutz und Datenschutz 
> Datenschutz-Skandal mit Hass im SCHUFA-Netz unter 
persönlicher Verantwortung der Rechtsanwälte des 
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Sozialversicherungsträgers (RAe Giebel und Kollegen GmbH & 
Co.KG,
> Datenschutz-Skandal mit Erschließung neuer Hasspotentiale im 
Gerichtssaal des Amtsgerichtes Velbert mit Videowand-
Vernetzung einer Hassgemeinschaft (Rechtsanwälte des 
Sozialversicherungsträgers, weisungsgebundene Staatsanwälte 
unter Weisungsdruck der beklagten Bundesregierung, 
willfährige Richter mit judikativem Boykott von Rehabilitierung 
und Schadensatz, Rechtspfleger und Gerichtsvollzieher)
> Freiheitsberaubung (2x) mit JVA-Serviceleistungen für 
skrupellose Staatsanwälte
Richterin am Amtsgericht Kunze: Judikative Verantwortung für 
Rentenplünderung-Skandal, Datenschutz-Skandal 
weisungsgebundener Staatsanwälte auf Pfändungsschutz-Konto 
und mit Hass im SCHUFA-Netz
Beschwerdeführer will Wiederaufbau seines zerschlagenen 
Familien-Unternehmens für Weltklasse-Höchstleistungen mit 
Künstlicher Intelligenz   als Stiftung aus Schadenersatz nach 
25 Jahren Weltklasse-Höchstleistungen für digitales 
Innovationswachstum mit anschließender Zerschlagung
Bruttoinlandsprodukt in Deutschland: - 4,1%(2020), - 0,3%(2023), 
- 0,2%(2024)
Richterin am Amtsgericht Kunze in Deutschland will Fortsetzung 
von Hassverfahren und verfassungswidrige Mahnbescheide trotz 
Widerspruch (weil verfassungswidrig: Rechtsanwendungen ohne 
Respektierung von Grundrechten sind verfassungswidrig) 
vollstrecken!
Ist die Richterin in Deutschland noch tragbar?
Einspruch gegen neues Hassverfahren am Amtsgericht Velbert  
(10 C 286/24, eingegangen am 08.01.2025, 1 Tag nach Abgabe des 
Schriftsatzes vom 01.01.2025 zu Güteverfahren vom 03.10.2024 
mit Verfassungsbeschwerde)
…..............................
Obwohl die Klage (10 C 286/24) der Richterin am Amtsgericht 
Kunze mit ausführlichen Argumentationen einschließlich von 2 
Verfassungsbeschwerden zurückgewiesen wurde, lässt sie jetzt über 
die Zentralstelle Zahlstelle Justiz Gerichtskosten dieser Klage 
vollstrecken.

Anstatt Rehabilit ierung und Schadenersatz am grundgesetzlich 
garantiertem Rechtsweg gemäß Art.34 GG erreichen zu können: 
Abzuwehren und zu bekämpfen > > >

Verfassungswidrige Wegelagerei  
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz gemäß Art.34 GG 

jetzt mit lebensbedrohenden kriminellen Exzessen.  
> > > Enorme Gesundheitsschädigung mit Lebensgefahr
unter Extra-Stressbelastung   der 
Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
zum 84.Geburtstag des Klägers, zum 85.Geburtstag seiner 
Ehefrau und jetzt 
am Karsamstag vor dem Ostersonntag mit Fortsetzung eines 
Zwangsvollstreckungs-Skandal

Anlage VB-2476:   Zurückweisung von Rechnungen der Zentrale :
Zahlstelle Justiz (aus Verfassungsbeschwerde vom 2.Mai 2026, 
Seite 190)
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a) Zurückweisung mit Schreiben vom 22.05.2026
mit Anlage VE-27 (Verfassungsbeschwerde vom 02.05.2026) 
b) Schreiben  der Zentrale Zahlstelle Justiz vom 08.05.2026 von Frau 
Piepenbrink mit Kassenzeichen 00701294232702 (eingegangen am 
19.05.2026) nach  
Zurückweisung der Rechnung mit Verfassungsbeschwerde vom 
15.11.2025 (Anlage VE-27) als Beweis für Klage wegen 
verfassungswidrigem Übermaß (Z5)
Schreiben vom  03.04.2026 an Zentrale Zahlstelle Justiz 
Kassenzeichen X70217 214 276 9X
Geschäftszeichen 10 C 234/2024 001 (276) Amtsgericht Velbert  
Ockl ./. Bundesrepublik Deutschland
Ihre Rechnung vom 23.03.2026 (eingegangen am 26.03.2026)
Rechnung der Zentralen Zahlstelle Justiz vom 23.03.2026
Registrierung des Bundesverfassungsgerichts vom 05.02.2026
Registrierung der Verfassungsbeschwerde vom 15.Nov.2025 
(Registrierung eingegangen am 14.02.2026)
Verfassungsbeschwerde 2 BvR 172/26 (Übersicht)

c) Zurückweisung mit Schreiben vom 24.05.2026
mit Anlage VE-27 (Verfassungsbeschwerde vom 02.05.2026) 
d)   Schreiben  der Zentrale Zahlstelle Justiz vom 19.05.2026 von Frau 
Redecker mit Kassenzeichen 00702091762765 (eingegangen am 
23.05.2026) nach 
Zurückweisung der Rechnung mit Verfassungsbeschwerde vom 
20.07.2025 und 02.05.2026als Beweis für Klage wegen 
verfassungswidrigem Übermaß (Z5)
Schreiben vom  25.03.2026 an Zentrale Zahlstelle Justiz 
Kassenzeichen X702091762765X
Geschäftszeichen 10 C 286/2024  002 (276) Amtsgericht Velbert
Ihre Rechnung vom 16.03.2026 (eingegangen am 18.03.2026)

Anlage V      B-2477  
Verfassungswidriger Beschluss 16 M145/26 Amtsgericht Velbert 
vom 06.05.2026 (eingegangen am 15.05.2026)
durch Richterin am Amtsgericht Kunze  in der 
Zwangsvollstreckungssache .DEBEKA / RAe Caspers Mock

Anlage V      B-2478  
Verfassungswidrige Fortsetzung der judikativen Untätigkeit  mit 
Unterdrückung eines Beschlusses am grundgesetzlich garantierten 
Rechtsweg der Klage 10 C 234/24 am Amtsgericht Velbert vom 
03.10.2024 gemäß Art.34 GG mit Schreiben vom 07.05.2026 des 
Richters Dr. Krieger am Amtsgericht Velbert
Bis dato: Verfassungswidriges Gerichtsverfahren  am Amtsgericht 
Velbert, weil die Klage gegen die Bundesrepublik Deutschland wie ein
Strafverfahren gegen den Kläger geführt wird, ohne Nennung des 
Beklagtenvertreters, mit verfassungswidrigen Wegelagereien am 
grundgesetzlich garantiertem Rechtsweg nach Art.34 GG

Anlage V      B-2479  
Wiederholter, verfassungswidriger Missbrauch des Amtsgerichtes 
Mayen für Mahnbescheide ohne Respektierung von Grundrechten, 
obwohl das Amtsgericht Mayen bei allen Mahnbescheiden aus 
sozialgesetzlichen Rechtsanwendungen mit Widerspruch darauf  
hingewiesen wurde: 
Schreiben des Amtsgerichtes Mayen vom 13.05.2026 (eingegangen 
am 19.05.2026) 
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Letzter Widerspruch gegen das Amtsgericht Mayen vom 6.12.2025. 
Zu erwarten: Verfassungswidrige Wegelagerei am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg für Rehabilit ierung und Schadenersatz gemäß
Art.34 GG durch das Sozialgericht Düsseldorf. 
Beweis für soziale Zerschlagung mit verfassungswidrigem 
Übermaß seit 2011 . 

Anlage V      B-2480  
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen L 5 P 50/25, Mitteilung vom 
18.05.2026 über neuen Verhandlungstermin:
Faktenlage: Sozialrechtliche Urteile und Beschlüsse ohne 
Respektierung von Grundrechten sind verfassungswidrig.
Das Opfer (Solidaritätswidriges Kostenopfer der deutschen Einheit 
und Zerschlagungsopfer unter persönlicher Verantwortung von 
Gerhard Schröder, Frank-Walter Steinmeier, Angela Merkel, 
Markus Söder) hatte bis 2010 (70.Lebensjahr) exzellente 
Sozialversicherungen, die mit Niederschlagung der Petitionen an den 
Deutschen Bundestag und den Bayerischen Landtag unter 
persönlicher Verantwortung der Altbundeskanzlerin Merkel (2005-
2021) ebenfalls zerschlagen wurden.
Ständige Klage und Klagewiederholungen wegen Rehabilit ierung und 
Schadenersatz mit grundgesetzlich garantiertem Rechtsweg (Art.34 
GG) auf Basis von Grundrechten, die zu respektieren sind, aber nicht 
respektiert werden, werden durch weisungsgebundene Staatsanwälte 
unter Weisungsdruck der beklagten Bundesregierung ständig sabotiert
und durch Richter in Kumpanei mit Staatsanwälten boykottiert, 
verfassungswidrige Rechtsanwendungen der Sozialgesetze unter 
Steuerung von Staatsanwälten werden in periodischen Abständen 
erzwungen (soziale Zerschlagung), zu respektierende Grundrechte 
werden mit sozialer Zerschlagung und verfassungswidrigem 
Übermaß seit 2011 ausgehebelt . 
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AGV-33  . Seit 2011: Mit teuflischen, verfassungswidrigen 
Wegelagereien verhindert die beklagte Bundesrepublik / 
Bundesregierung Rehabilitierung und Schadenersatz am 
am grundgesetzlich garantiertem Rechtsweg gemäß Art.34 GG. 
Offensichtlich: Der Zerschlagungszustand des Beschwerdeführers soll
endgültig sein. 
Weitere Schädigung ist beabsichtigt: 
Schädigung der Gesundheit:
Enorme Gesundheitsschädigung mit Lebensgefahr
unter Extra-Stressbelastung   der 
Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
zum 84.Geburtstag des Klägers, zum 85.Geburtstag seiner 
Ehefrau und jetzt 
am Karsamstag vor dem Ostersonntag mit Fortsetzung eines 
Zwangsvollstreckungs-Skandal
nach Nonstop-Gerichtsverfahren seit 2011: Gerichte übergreifend, 
Verfahren übergreifend, Instanzen übergreifend bis zur 
Verfassungsbeschwerde
Weitere wirtschaftliche Schädigung ist beabsichtigt: Nur ein 
Beispiel, s iehe
Datenschutz-Skandal mit Hass im SCHUFA-Netz  unter persönlicher 
Verantwortung des Sozialversicherungsträgers und seiner RAe Giebel
& Kollegen in Kumpanei mit Staatsanwälten u.v.a.m.
Dies alles ist soziale Zerschlagung mit verfassungswidrigem 
Übermaß  und es wird immer schlimmer. Wann wird in der Justiz 
endlich erkannt, dass Sozialrecht kein Grundrecht ist  und 
Rechtsanwendungen von Sozialgesetzen Grundrechte respektieren 
müssen? 

Verfassungswidrige Wegelagereien am grundgesetzlich 
garantiertem Rechtsweg für  Rehabilitierung und Schadenersatz 
s ind abzuwehren und zu bekämpfen, hier mit Verfassungsbeschwerde
vom 2.Mai 2026

77 Jahre Deutsches Grundgesetz seit 23.Mai 1949
Velbert, 01.Aug. / 10.Juli / 23.Mai 2026

Albin L. Ockl

Besonderes Gedenken als persönliche Anzeige des Verfassers: > > > 
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Wir trauern um 
hochqualifizierte Zeugen mit aktiver Beteiligung auf und nach 
den Europäischen Congressmessen ONLINE und KOMMTECH 
Bundespräsidenten, Bundesratspräsidenten, Ministerpräsidenten,
EU-Kommissare und EU-Generaldirektoren, Bundesminister, 
Bundesdatenschutzbeauftragte, : : 
führende Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik 
und Verwaltung . . . . .

Prof. Dr. Horst Köhler,  verstorben am 01.Februar 2025,
Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland  (2004-2010), 
Rücktritt mit sofortiger Wirkung am 31.Mai 2010 nach Eingang meines
Schreibens vom 25.Mai 2010 um Unterstützung meiner Petition am 
Deutschen Bundestag in Berlin
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/Initiative2.pdf
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/Initiative1.pdf
Rücktritt mit sofortiger Wirkung: Warnsignal als Hinweis auf enormes 
Staatsversagen

Dr. Johannes Rau,  verstorben am 27.Januar 2006
Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen,
Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland  (1999-2004)
Schirmherr, Eröffnungsredner und Messebesucher auf unserer 
KOMMTECH 1988 , der 5.Europäischen Kongressmesse für technische
Automation in Essen, KOMMTECH 1986 mit 1.KI-Kongress
1 Jahr vor dem Mauerfall im Zuge der polit ischen Wende mit einer 
hochrangigen Delegation der DDR auf der KOMMTECH'88 auf dem 
Weg zur Wiedervereinigung   
> > > https://www.euro-online.de/kommtech.html
> > > https://www.euro-online.de/index.cfm?e=2&l=4&p=112111
> > > https://www.euro-online.de/ftp/KOMMTECH_86.pdf

Dr. Bernhard Vogel,  verstorben am 02.März  2025,
Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz und später des 
Freistaates Thüringen, Brückenbauer für Ost und West, Vorsitzender 
der Rundfunk-Kommission der Ministerpräsidenten in 1985, 
Festredner auf der ONLINE'85 in Düsseldorf
> > > https://www.euro-online.de/1984.htm
> > > https://www.euro-online.de/index.cfm?l=8&e=2&m=56&f=1#6
Scroll down to ONLINE'85
Ministerpräsident Dr. Bernhard Vogel war ein Ausnahmepolitiker und 
der einzige Ministerpräsident, der in Ost und West regiert hat. 
Anlässlich der Festrede auf der ONLINE'85 hat das 
Jugendorchester meines Wohnortes am Gymnasium Velbert     
aufgespielt   mit der Feuerwerksmusik von Georg Friedrich Händel  
als musikalischer Rahmen für Innovationsaufbruch und -wachstum. 
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Dipl.-Ing.
Albin L. Ockl

Ich bin stolz darauf, als Gründer, Organisator und 
geschäftsführender Chefredakteur
unserer Europäischen Congressmessen für digitale Evolution  , 
die Leitveranstaltungen für eine beispiellose Gründerzeit (New 
Economy 2000) umgesetzt zu haben, 
mit einem herausragenden Lebenswerk, mit Weltklasse-
Höchstleistungen für Innovationstransfer, Innovationseffizienz 
und Innovationswachstum, 
ohne Subventionen, mit einer beachtlichen Leistung für die 
Zukunft von Deutschland und Europa 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/Beweise1.pdf
Scroll down after link (page 19)
Ich bin stolz darauf, mit mehreren 100.000 Congressbänden 
(ISBN-nummeriert) den Beiträgen deutscher Wissenschaftler 
zielgenau bei Entscheidern und Multiplikatoren Effizienz 
gesichert zu haben und mit exzellentem, nachhaltigem 
Wissensmanagement für Innovationswachstum ein qualifiziertes 
Fundament für die Digital-Branche gelegt zu haben, mit einem 
professionellen Verlagsservice zu über 260 Congressen. 
Niemand außer mir war und ist bis heute in der Lage, 
in Zusammenarbeit mit Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verwaltung solche Weltklasse-Höchstleistungen zu wiederholen.
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BP-1801.pdf
Scroll down after link (page 24)
Ich bin stolz darauf, mit hochqualifizierten Wissenschaftlern 
zusammengearbeitet zu haben, die auf unseren Europäischen 
Congressmessen bereits in 1986, 1987, 1988   Congresse für 
Künstliche Intelligenz (KI) mit 3x4=12 ganztägigen Symposien, 
professionell dokumentiert in ISBN-nummerierten 
Congressbänden, geplant und ausgeführt haben. 
Artificial Intelligence wird von der Politik seit 2018 als 
Schlüsseltechnologie der Digitalisierung erkannt und als die 
Zukunftsperspektive gepriesen, 
in der letzten CeBIT in 2018, die auch eingestellt   werden musste 
trotz eines Verlustausgleichs von 250 Mio EUR (in 2009), wegen 
verheerenden Folgewirkungen der staatlichen UMTS-Auktion 2000
und deren verfassungswidrigem Missbrauch für politisch 
motivierte Zerschlagungen, unter persönlicher Verantwortung 
deutscher Spitzenpolitiker mit Immunitätsschutz.
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/Presse-2406.pdf
> > > https://www.euro-online.de/kommtech.html
> > > https://www.euro-online.de/ftp/KOMMTECH_86.pdf
> > > ONLINE Congressbände 1976 - 2003   
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Anlage VB-2430+     liegt vor
Enormes Staatsversagen:  Öffentliche Stellungnahme (07.03.2025) 
des früheren Bundesverfassungsgericht-Präsidenten  (2002-2010)
Prof. em. Dr. jur. Dres. h.c. Hans-Jürgen Papier

Anlagen im Schriftsatz vom 26.Juli 2026:

Anlage VE-29    
Beschluss/Verfügung-gleiche Mitteilung des Amtsgerichtes 
Velbert (10 C 234/24)  mit verfassungswidriger Androhung der 
Einstellung des Staatshaftungsverfahrens
vom 14.Juli 2026 (eingegangen am 18.Juli 2026)
unter Bezugnahme auf Schriftsatz des Klägers vom 10.07.2026.

Anlage VE-30   mit den Anlagen VB-2480-F1(Landessozialgericht), VB-
2482, VB-2483, VB-2484, VB-2485 (Verwaltungsgericht 
Düsseldorf/Berlin), VG-2224 (Verfassungsbeschwerde vom 
01.06.2026) 
Schriftsatz des Klägers vom 10.07.2026 mit Zusendung der  
Verfassungsbeschwerde   vom 01.07.2026 (Anlage VE-28  ) und
nach 
Verfassungsbeschwerde vom 01.06.2026 (Anlage VG-2224  )/ 
02.05.2026 (insgesamt 95 Seiten) zum Themenkomplex
Klage gegen Bundesrepublik Deutschland wegen politisch 
motivierter Zerschlagungen seit 1998   
mit Antrag auf Rehabilit ierung, Schadenersatz (Z1-Z5)
mit ständig wiederholtem Antrag auf und gemäß
grundgesetzlich garantiertem Rechtsweg nach Art.34 GG mit
Staatshaftung in einem besonders schweren Fall   
einschließlich aller Gerichtskosten und aller
Schadensarten (Z1-Z5) 
im Umfeld von enormen Staatsversagen

Anlage VE-28: Verfassungsbeschwerde vom 01.07.2026 mit 
Anlage V      B-2480-F1 (Landessozialgericht)    
Enormes Staatsversagen mit verfassungswidrigen Wegelagereien 
ohne Respektierung von Grundrechten am
grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung und  
Schadenersatz nach Art.34 GG
Skandalöse Vorgänge am Landessozialgericht NRW: Vor  ladung am 
11.06.2026, 12 Uhr, mündlich ab  geladen bei Eintreffen zu 
Vorladungstermin an Eingangs-Kontrolle und schrift liche Abladung per
Post nachträglich   nachgesandt gemäß Anlage VB-2480-F1 

Anlage V      B-2482   (Anlage VE-28)
Enormes Staatsversagen mit verfassungswidrigen Wegelagereien 
ohne Respektierung von Grundrechten am
grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung und  
Schadenersatz nach Art.34 GG
Schreiben der Prozessbevollmächtigten RAe Giebel und Kollegen vom
09.06.2026 mit neuem Forderungsbetrag zur verfassungswidrigen 
Pflegeversicherung / verfassungswidrigen Wegelagerei, zeitgleich 
eingegangen am 12.06.2026 mit schrift licher Abladung gemäß Anlage 
VB-2480-F1

Anlage V      B-2483   (Anlage VE-28)
Trotz gesundheitlicher Beeinträchtigung durch Symptome einer 
eigenen Herzinsuffienz infolge enormer Stressbelastung aus enormen 

                                                                                                                                 22



Staatsversagen mit verfassungswidrigen Wegelagereien ohne 
Respektierung von Grundrechten seit 2011: 
Sorgfältig vorbereitete, vorweg zugesandte schriftliche 
Stellungnahme vom 05.06.2026  an das Landessozialgericht mit 
den Kapiteln LSG-108 und LSG-109  über 104 Seiten zur Vorladung
am Donnerstag, 11.Juni 2026, 12 Uhr gemäß Termin-Mitteilung vom 
18.05.2026 (eingegangen am 21.05.2026) gemäß Anlage V      B-2480  
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen L 5 P 50/25, Mitteilung vom 
18.05.2026 über neuen Verhandlungstermin: 
Faktenlage: Sozialrechtliche Urteile und Beschlüsse seit 2011 an 
Sozialgerichten ohne Respektierung von Grundrechten sind 
verfassungswidrig. Verhinderung offizieller Kenntnisnahme und 
Anerkennung durch skandalöse Vorgänge einer Abladung am 
Landessozialgericht NRW gemäß Anlage V      B-2480-F1  
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/SG-DUS1g.pdf
Scroll down after link (page 155)
Best informiertes Landessozialgericht ohne Respektierung von 
Grundrechten: Sieh Anlagenübersicht seit Dezember 2024.
Best informiertes Landessozialgericht ohne Respektierung von 
Grundrechten: Sieh Anlagenübersicht seit Dezember 2024.
Anlage V      B-2484   (Anlage VE-28)
Vorbereitung der mündlichen Stellungnahme vor Landessozialgericht, 
vorbereitet ohne Kenntnis der Abladung, verfassungsrechtlich fundiert
mit Praxiserfahrungen aus Verfassungsbeschwerden seit 2010 nach 
Rücktritt mit sofortiger Wirkung   des hochgeschätzten 
Bundespräsidenten Prof. Dr. Horst Köhler  
im Zusammenhang mit seiner Petition am Deutschen Bundestag 
in 2010 und zusätzlich am Bayerischen Landtag

Anlage V      B-2485 (Verwaltungsgericht Düsseldorf/ Berlin)  
Enormes Staatsversagen mit verfassungswidrigen, Gerichte 
übergreifenden Wegelagereien ohne Respektierung von Grundrechten
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz nach Art.34 GG 
durch Kumpanei von Verwaltungsgericht Düsseldorf (a1, a2) und  
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg (b1, b2)  
a1) Mehrfach verfassungswidrig: Verwaltungsgerichtliches 
Verfahren parallel zum Verfahren an ordentlichem Gericht 
aufgezwungen, daher verfassungswidrige Wegelagerei, mit  
Beschluss 27 K 1697/23 des Verwaltungsgericht Düsseldorf vom 
15.Juni 2026  (eingegangen mit Zustellungsurkunde ohne Datum   am 
16.Juni 2026) über Besonderheiten der Anhörungsrüge in 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren,
nach ausführlich begründeten Beschwerde vom 11.Jan.2026 (89 
Seiten) und nach ausführlich begründeter Anhörungsrüge vom 
24.Feb.2026 (123 Seiten) wegen 
Nicht-Bescheidung der Beschwerde, also ohne Respektierung des 
grundrechtsgleichen Rechts nach Art.103 Abs.1 GG    
a2) Ladung zur mündlichen Verhandlung am Freitag, 10. Juli 2026
b1) Beschluss des Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg
OVG 11 RM 3/23 / OVG 11 RM 2/22 (VG 27 K 308.14 Berlin) vom 
08.Juni 2026 (eingegangen am  18.Juni 2026), weil Besonderheiten 
der Anhörungsrüge an verwaltungsgerichtlichen Verfahren nicht 
eingehalten und daher
b2) Kostenrechnung des Beschlusses des 
Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg OVG 11 RM 3/23 
vom 16.06.2026 für Rügeverfahren vor über 3 Jahren aus Januar 
2023 (eingegangen am 19.06.2026)
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Verfassungswidrig, weil Rechtsanwendungen von Verwaltungsrecht 
ohne Respektierung von Grundrechten verfassungswidrig sind und 
keine Rechtskraft haben, weil Staatsbürger wie Objekte in 
Verwaltungsgerichten hin- und hergeschoben werden und der 
abschließende Gerichtsbescheid ohne Respektierung von 
Grundrechten auch noch verfassungswidrig war. Sieh c1)
c1) Einspruch mit Schriftsatz vom 18.Juni 2026 
gegen Beschluss 27 K 1697/23 des Verwaltungsgerichts 
Düsseldorf vom 15.Juni 2026  und
gegen Ladung zu mündlicher Verhandlung 
eingegangen am 16.Juni 2026 mit Zustellungsurkunde ohne Datum
nach Rechtsmittel der Beschwerde vom 11.Jan.2026 und 
nach Rechtsmittel der Anhörungsrüge vom 24.Feb.2026 wegen
Beteiligung an politisch motivierten Zerschlagungen seit 
über 25 Jahren entgegen  
Beschluss 27 K 1697/23 vom 18.Dez.2025 (eingegangen am 
03.01.2026)
Schreiben vom 30.01.2026 (eingegangen am 04.02.2026)
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/WDR2023-0.pdf
Scroll down after link (page 239)
mit den Anlagen VG-2224, Anlagen VB-2485 a1), a2), b1), b2).

Anlage VG-2224   
Verfassungsbeschwerde vom 01.06.2026
Fortsetzung der Verfassungsbeschwerden 2 BvR 172/26 vom 
15.11.2025 /10.12.2025 / 02.01.2026 / 02.05.2026
Über 77 Jahre Menschenrechte und Grundrechte aus aktuellem 
Anlass
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-30f.pdf
Scroll down after link (page 227/370)
Zusammenhängend: Gerichte übergreifend, Verfahren 
übergreifend, Instanzen übergreifend, ohne Perspektive im 
Gerichtsbezirk des Landgerichts Wuppertal:
Enormes Staatsversagen am grundgesetzlich garantierten 
Rechtsweg für Staatshaftung nach Art.34 GG mit 
verfassungswidriger Wegelagerei
bei politisch motivierten Zerschlagungen seit 1998 mit massiven 
Verstoß gegen das Solidaritätsprinzip bei Kostentilgung der 
deutschen Einheit und mit anschließender Zerschlagung am 
Deutschen Bundestag, am Bayerischen Landtag und mit Nonstop-
Gerichtsverfahren seit 2011   an Verwaltungsgerichten, 
Sozialgerichten und ordentlichen Gerichten unter Missbrauch von
Sozialrechten für soziale Zerschlagung mit verfassungswidrigem 
Übermaß

Albin Ockl, Beschwerdeführer, sieh oberste Zeilen Briefkopf
gegen 
Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das  
Bundeskanzleramt, vertreten durch den 
Chef des Bundeskanzleramtes und Bundesminister für besondere 
Aufgaben, 11044 Berlin
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-31.pdf
Scroll down after link (page 267)

Anlage V      B-2477-F1 (Amtsgericht Velbert 16 M 145/26)  
Enormes Staatsversagen mit verfassungswidrigen, Gerichte 
übergreifenden Wegelagereien ohne Respektierung von Grundrechten
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz nach Art.34 GG 
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Verfassungswidriger Beschluss des Amtsgerichtes Velbert 16 M 
145/26 vom 16.06.2026  (eingegangen am 24.06.2026)
Verfassungswidriger Beschluss zu einem verfassungswidrigen 
Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Düsseldorf mit 
verfassungswidriger Rechtsanwendung von Sozialgesetzen ohne 
Respektierung von Grundrechten, bekämpft mit Berufungsverfahren 
und anschließender Verfassungsbeschwerde. Was war hier nicht 
verfassungswidrig?
Nach Ansicht von Richterin Kunze am Amtsgericht Velbert: Im 
Sozialstaat gibt es keine Grundrechte.  Solidaritätswidriges 
Kostenopfer der deutschen Einheit, Zerschlagungsopfer deutscher 
Bundeskanzler und Bundeskanzlerin haben Pech gehabt. Kein 
Dankeschön für 
über 50 Mrd Auktionsvolumen der UMTS-Auktion 2000, die der 
Beschwerdeführer mit Weltklasseleistungen seiner Denk- und 
Wissensfabrik ermöglicht hat. 15 % Vermittlungsprovision sind 
zivilrechtlicher Standard. Verfassungswidrige Wegelagereien am 
grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilit ierung und 
Schadenersatz gemäß Art.34 GG am Amtsgericht (10 C 234/24) 
werden derart intensiv geführt, dass nach der 
3.Verzögerungsrüge selbst das Verfahren für Rehabilitierung und 
Schadenersatz am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg immer
noch verweigert wird.
Gipfel verfassungswidriger Drohungen durch Richterin Kunze:    
„Diverse von Ihm angestrengte Verfassungsbeschwerden und 
Stressbelastungen … rund um deren 84. und 85.Geburtstag verhelfen 
nicht zum Erfolg“.
Grundrechte sind Ewigkeitsrechte! Rechtsanwendungen ohne 
Respektierung von Grundrechten sind verfassungswidrig, haben keine
Rechtskraft.  

Anlage V      B-2486  
Schreiben des Amtsgerichts Velbert 10 C 234/24 vom 22.06.2026 
(eingegangen am 30.06.2026).
Schreiben zeigt desolate, verfassungswidrige Zustände am 
grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung und  
Schadenersatz nach Art.34 GG 
Beschwerdeführer ist ausschließlich damit beschäftigt, Nachteile aus 
enormen Staatsversagen mit verfassungswidrigen, Gerichte 
übergreifenden Wegelagereien ohne Respektierung von Grundrechten
abzuwehren, während der Richter am Amtsgericht, offensichtlich in 
Abstimmung mit den verfassungswidrigen Wegelagereien, sich 
Gedanken macht über Vorgänge vom 23.03.2026 und 20.04.2026, 
überfordert ist mit 
mehrfacher Staatshaftung und Amtshaftung gemäß Art.34 GG im 
Zusammenwirken mit dem §839 BGB . Zudem ist er in 
verfassungswidrige Wegelagereien mit sozialer Zerschlagung der 
schlimmsten Kategorie (verfassungswidrige Rechtsanwendung von 
Sozialgesetzen ohne Respektierung von Grundrechten) verwickelt, 
wofür seine Richterkollegin gemäß Anlage V      B-2477-F1   schlimmste 
Bedrohungen verbalisiert.
Beschwerdeführer hat nicht nur Anspruch, sondern dringenden Bedarf
auf eine angemessene Sommerpause wegen gesundheitlicher 
Schädigungen aus Stressbelastung von sozialer Zerschlagung mit 
verfassungswidrigem Übermaß aus Nonstop-Gerichtsverfahren seit 
2011 mit exzellenten Sozialversicherungen bis zum 70.Lebensjahr. 
Vorwurf gesundheitlicher Schädigung wird nicht anerkannt. Antrag auf
angemessene Sommerpause wird nicht beantwortet. Hinzu kommt die 
Disfunktionalität der Beschwerdeinstanz, bei der ein Richter seine
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eigene Beschwerde (gegen sich selbst) bearbeiten muss. Ursache für 
diesen desolaten Zustand sind nicht Anhörungsrügen, mit denen 
lediglich die Respektierung von Grundrechten bei 
Rechtsanwendungen, hier die Respektierung des grundrechtsgleichen
Rechts auf rechtlichen Gehör nach Art.103 Abs.1 GG  auf einen 
desolaten Zustand erreicht werden soll und muss. 
Wenn Klageverfahren gegen mehrfache Staats- und Amtshaftung wie 
Strafverfahren, mit weisungsgebundenen Staatsanwälten anstatt 
Prozessbevollmächtigten der beklagten Bundesregierung, mit 
verfassungswidrigen Wegelagereien am grundgesetzlich garantiertem 
Rechtsweg für Rehabilit ierung und Schadenersatz nach Art.34 GG im 
Umfeld von enormen Staatsversagen auszuhalten ist, dann sind 
Bemühungen um eine gütliche Einigung vergebens. Für die 
Respektierung von Grundrechten gibt es keine Alternative. 

Anlage VG      -2485 (Verwaltungsgericht Düsseldorf/ Berlin)  
c2) Vorabinformationen über nicht vermeidbaren Fortgang am 
Verwaltungsgericht Düsseldorf einschl. Urteil
c2-1) Beschluss des Verwaltungsgerichtes Düsseldorf vom 
30.Juni 2026 (eingegangen am 04.07.2026)
c2-2) Einspruch gegen verfassungswidrige Rechtsanwendungen 
von Rundfunk- und Fernsehrecht ohne Respektierung von 
Grundrechten gemäß 
Beschluss 27 K 1697/23 vom 15.Juni 2026 und 30.Juni 2026
nach Rechtsmittel der Beschwerde vom 11.Jan.2026 und 
nach Rechtsmittel der Anhörungsrüge vom 24.Feb.2026 wegen
Beteiligung an politisch motivierten Zerschlagungen seit über 25 
Jahren entgegen  
Beschluss 27 K 1697/23 vom 18.Dez.2025 (eingegangen am 
03.01.2026)
Schreiben vom 30.01.2026 (eingegangen am 04.02.2026)
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/WDR2023-0.pdf  
Scroll down after link (page 317)
c2-3) VGD-189.    
Terminabsage 10.Juli 2026 wegen gesundheitlicher Gründe.
Über 77 Jahre   Menschenrechte und Grundrechte aus aktuellem 
Anlass
15.Juni 2026:   UNO-Aktionstag, 1.Welttag gegen Diskriminierung 
und Misshandlung älterer Menschen 
Kläger und Beschwerdeführer aus gesundheitl ichen Gründen   nicht   in 
der Lage, die Vorladung am 10.Juli 2026 wahrzunehmen.
c2-4) 12 Seiten Zusendung des Verwaltungsgerichtes Düsseldorf 
vom 10.07.2026 zu:
c2-4a) Protokoll der Verhandlung am 10.Juli 2026 nach Terminabsage
c2-4b) Unmenschlich, miserabel, mehrfach verfassungswidrig: 
Urteil 27 K 1697/23 des Verwaltungsgerichtes Düsseldorf vom 10.Juli 
2026 (eingegangen am 30.07.2026). Hier werden sogar ehemalige 
Mitarbeiter des Beklagten degradiert, um dem Kläger zu schaden: 
Frau Michel war nicht nur Justit iarin des Beklagten, sondern auch 
stellvertretende Intendantin, also mit Verantwortung nach innen und 
außen, mit Einfluss in die deutsche Polit ik und Ländergrenzen 
übergreifend EU-weit. Vom „Geschäftsmodell“ des Klägers hat die
Kammer offensichtlich heute noch keine Ahnung. Unmenschlich: 
Deutschland zählt inzwischen über 10.000 Hitzetote. Kläger, im 
85.Lebensjahr, soll bei über 30° nach Düsseldorf anreisen und 
verhandlungsfähig mitwirken. Richterin hat keine Verfügungsgewalt  
über die Gesundheit des Klägers.  
c2-4c) 1.Rechnung des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 
28.07.2026 (eingegangen am 30.07.2026)
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Festzuhalten: Grundgesetzlicher Anspruch des Kläger und
Beschwerdeführer gemäß Art.34 GG, der vom Verwaltungsgericht zu 
respektieren ist, aber nicht respektiert wird, 
grundgesetzlicher Anspruch auf ordentlichen Rechtsweg für 
Rehabilit ierung und Schadenersatz (weil ehemaliger Rechtsweg vom 
Verwaltungsgericht Düsseldorf zum Verwaltungsgericht Berlin 
verschoben und dort beendet, Kosten von weisungsgebundenen 
Staatsanwälten vollstreckt, Rechnungen für verfassungswidrige 
Urteile sind genauso verfassungswidrig / haben keine Rechtskraft).
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Anlagen im Schriftsatz vom 23.Mai 2026:

Anlage VE-27  
Verfassungsbeschwerde vom 02.05.2026 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-31.pdf
Scroll down after link (page 130)
mit den Kapiteln
BVERFG-432 / AGV-30, BVERFG-433, BVERFG-434
mit Anlage VB-2472, VB-2473, VB-2474, VB-2475, VB-2476
Fortsetzung der Verfassungsbeschwerden 2 BvR 172/26 vom 
15.11.2025 /10.12.2025 / 02.01.2026
Über 77 Jahre Menschenrechte aus aktuellem Anlass
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-30f.pdf
Scroll down after link (page 227/370)
Zusammenhängend: Gerichte übergreifend, Verfahren 
übergreifend, Instanzen übergreifend, ohne Perspektive im 
Gerichtsbezirk des Landgerichts Wuppertal:
Enormes Staatsversagen am grundgesetzlich garantierten 
Rechtsweg für Staatshaftung nach Art.34 GG 
bei politisch motivierten Zerschlagungen seit 1998 mit massiven 
Verstoß gegen das Solidaritätsprinzip bei Kostentilgung der 
deutschen Einheit und mit anschließender Zerschlagung am 
Deutschen Bundestag, am Bayerischen Landtag und mit Nonstop-
Gerichtsverfahren seit 2011   an Verwaltungsgerichten, 
Sozialgerichten und ordentlichen Gerichten unter Missbrauch von
Sozialrechten für soziale Zerschlagung mit verfassungswidrigem 
Übermaß

Anlage VB-2472   mit Anlagen WU-2601, WU-2602, WU-2603
Anhörungsrüge vom 20.April 2026 
gegen verfassungswidrige Beschwerde-Instanz zu 
grundgesetzlich garantierten Rechtsweg nach Art.34 GG   mit 
aggressiven verfassungswidrigen Wegelagereien unter Führung 
sabotierender Staatsanwälte unter Weisungsdruck der beklagten 
Bundesrepublik wegen polit isch motivierter Zerschlagungen gemäß 
Kapitel AGV-30 mit Anlagen WU-2601, WU-2602, WU-2603.  
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/PMZ-24f.pdf
Scroll down after link (page 370)

Anlage VB-2473   mit Anlagen VE-21, VE-22, VE-23, VE-24, VE-25, 
VE-26, VB-2430+, VE-19, VE-20, AGM-25/04+
Sofortige Beschwerde nach §567 ZPO vom 06.April 2026 gegen    
10 C 234/24 (10 C 286/24) Amtsgericht Velbert
nach Verfassungsbeschwerden vom 15.11.2025 und 20.07.2025
2 BvR 171/26, 2 BvR 172/26, 2 BvR 1322/25
Politisch motivierte Zerschlagungen seit 1998   im Umfeld von 
enormen Staatsversagen bei Kostentilgung der deutschen Einheit
und Kostenstau des Sozialstaats
Klage wegen politisch motivierter Zerschlagungen seit 1998  mit 
Antrag auf Rehabilit ierung, Schadenersatz und Güteverfahren  
mit ständig wiederholtem Antrag auf und gemäß

grundgesetzlichen Anspruch nach Art.34 GG und 
Mehr-Richter-Verfahren 
gemäß Kapitel AGV-29 und AGV-28 mit Anlagen VE-21, VE-22, VE-
23, VE-24, VE-25, VE-26 
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Fortsetzung der Klage mit    

grundgesetzlichen Anspruch nach Art.34 GG und 
Mehr-Richter-Verfahren 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/PMZ-24f.pdf
Scroll down after link (page 345)

Anlage VB-2474   zu Anlage WU-2603
Beschluss des Amtsgerichtes Velbert 10 C 286/24 vom 21.04.2026 
(eingegangen am 25.04.2026) zu 
Anlage WU-2603
Art.34 GG: Grundgesetzlich garantierter Rechtsweg: 
Kein Rechtsweg für verfassungswidrige Wegelagerei
Beweis: Beschluss 10 C 286/24 AG Velbert vom 13.04.2026 
(eingegangen am 21.04.2026) in Anlage VB-2472

Anlage VB-2475   zu Anlage WU-2602
Antwortschreiben vom 01.Mai 2026 mit Anlagen 01.Mai 2026 und 
04.Mai 2026 an Amtsgericht Velbert 10 C 234/24 
zu Verfügung vom 15.04.2026 gemäß Anlage WU-2602
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/PMZ-24f.pdf
Scroll down after link (page 394)
AGV-30a.   Sozialrecht der Sozialgesetze (SGB) ist kein Grundrecht
(Art.1-19 GG). Hier: Rechtsanwendungen zu den Sozialgesetzen 
ohne Respektierung der Grundrechte des Klägers sind

verfassungswidrige Wegelagerei  
am grundgesetzlich garantierten Rechtsweg für Rehabilitierung 
und Schadenersatz gemäß Art.34 GG 

jetzt mit lebensbedrohenden kriminellen Exzessen.  
> > > Enorme Gesundheitsschädigung mit Lebensgefahr
unter Extra-Stressbelastung   der 
Familienzerschlagung mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
zum 84.Geburtstag des Klägers, zum 85.Geburtstag seiner 
Ehefrau und jetzt 
am Karsamstag vor dem Ostersonntag mit Fortsetzung eines 
Zwangsvollstreckungs-Skandal

Anlage VB-2476:   Zurückweisung von Rechnungen der Zentrale 
Zahlstelle Justiz (aus Verfassungsbeschwerde vom 2.Mai 2026, 
Seite 190)
a) Zurückweisung mit Schreiben vom 22.05.2026
mit Anlage VE-27 (Verfassungsbeschwerde vom 02.05.2026) 
b) Schreiben  der Zentrale Zahlstelle Justiz vom 08.05.2026 von Frau 
Piepenbrink mit Kassenzeichen 00701294232702 (eingegangen am 
19.05.2026) nach  
Zurückweisung der Rechnung mit Verfassungsbeschwerde vom 
15.11.2025 (Anlage VE-27) als Beweis für Klage wegen 
verfassungswidrigem Übermaß (Z5)
Schreiben vom  03.04.2026 an Zentrale Zahlstelle Justiz 
Kassenzeichen X70217 214 276 9X
Geschäftszeichen 10 C 234/2024 001 (276) Amtsgericht Velbert  
Ockl ./. Bundesrepublik Deutschland
Ihre Rechnung vom 23.03.2026 (eingegangen am 26.03.2026)
Rechnung der Zentralen Zahlstelle Justiz vom 23.03.2026
Registrierung des Bundesverfassungsgerichts vom 05.02.2026
Registrierung der Verfassungsbeschwerde vom 15.Nov.2025 
(Registrierung eingegangen am 14.02.2026)
Verfassungsbeschwerde 2 BvR 172/26 (Übersicht)
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c) Zurückweisung mit Schreiben vom 24.05.2026
mit Anlage VE-27 (Verfassungsbeschwerde vom 02.05.2026) 
d)   Schreiben  der Zentrale Zahlstelle Justiz vom 19.05.2026 von Frau 
Redecker mit Kassenzeichen 00702091762765 (eingegangen am 
23.05.2026) nach 
Zurückweisung der Rechnung mit Verfassungsbeschwerde vom 
20.07.2025 als Beweis für Klage wegen verfassungswidrigem 
Übermaß (Z5)
Schreiben vom  25.03.2026 an Zentrale Zahlstelle Justiz 
Kassenzeichen X702091762765X
Geschäftszeichen 10 C 286/2024  002 (276) Amtsgericht Velbert
Ihre Rechnung vom 16.03.2026 (eingegangen am 18.03.2026)

Anlage V      B-2477  
Verfassungswidriger Beschluss 16 M145/26 Amtsgericht Velbert 
vom 06.05.2026 (eingegangen am 15.05.2026)
durch Richterin am Amtsgericht Kunze  in der 
Zwangsvollstreckungssache .DEBEKA / RAe Caspers Mock

Anlage V      B-2478  
Verfassungswidrige Fortsetzung der judikativen Untätigkeit  mit 
Unterdrückung eines Beschlusses am grundgesetzlich garantierten 
Rechtsweg der Klage 10 C 234/24 am Amtsgericht Velbert vom 
03.10.2024 gemäß Art.34 GG mit Schreiben vom 07.05.2026 des 
Richters Dr. Krieger am Amtsgericht Velbert
Bis dato: Verfassungswidriges Gerichtsverfahren  am Amtsgericht 
Velbert, weil die Klage gegen die Bundesrepublik Deutschland wie ein
Strafverfahren gegen den Kläger geführt wird, ohne Nennung des 
Beklagtenvertreters, mit verfassungswidrigen Wegelagereien am 
grundgesetzlich garantiertem Rechtsweg nach Art.34 GG

Anlage V      B-2479  
Wiederholter, verfassungswidriger Missbrauch des Amtsgerichtes 
Mayen für Mahnbescheide ohne Respektierung von Grundrechten, 
obwohl das Amtsgericht Mayen bei allen Mahnbescheiden aus 
sozialgesetzlichen Rechtsanwendungen mit Widerspruch darauf  
hingewiesen wurde: 
Schreiben des Amtsgerichtes Mayen vom 13.05.2026 (eingegangen 
am 19.05.2026) 
Letzter Widerspruch gegen das Amtsgericht Mayen vom 6.12.2026. 
Zu erwarten: Verfassungswidrige Wegelagerei am grundgesetzlich 
garantierten Rechtsweg für Rehabilit ierung und Schadenersatz gemäß
Art.34 GG durch das Sozialgericht Düsseldorf. 
Beweis für soziale Zerschlagung mit verfassungswidrigem 
Übermaß seit 2011 . 

Anlage V      B-2480  
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen L 5 P 50/25, Mitteilung vom 
18.05.2026 über neuen Verhandlungstermin:
Faktenlage: Sozialrechtliche Urteile und Beschlüsse ohne 
Respektierung von Grundrechten sind verfassungswidrig.
Das Opfer (Solidaritätswidriges Kostenopfer der deutschen Einheit 
und Zerschlagungsopfer unter persönlicher Verantwortung von 
Gerhard Schröder, Frank-Walter Steinmeier, Angela Merkel, 
Markus Söder) hatte bis 2010 (70.Lebensjahr) exzellente 
Sozialversicherungen, die mit Niederschlagung der Petitionen an den 
Deutschen Bundestag und den Bayerischen Landtag unter 
persönlicher Verantwortung der Altbundeskanzlerin Merkel (2005-
2021) ebenfalls zerschlagen wurden.
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Ständige Klage und Klagewiederholungen wegen Rehabilit ierung und 
Schadenersatz mit grundgesetzlich garantiertem Rechtsweg (Art.34 
GG) auf Basis von Grundrechten, die zu respektieren sind, aber nicht 
respektiert werden, werden durch weisungsgebundene Staatsanwälte 
unter Weisungsdruck der beklagten Bundesregierung ständig sabotiert
und durch Richter in Kumpanei mit Staatsanwälten boykottiert, 
verfassungswidrige Rechtsanwendungen der Sozialgesetze unter 
Steuerung von Staatsanwälten werden in periodischen Abständen 
erzwungen (soziale Zerschlagung), zu respektierende Grundrechte 
werden mit sozialer Zerschlagung und verfassungswidrigem 
Übermaß seit 2011 ausgehebelt . 
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Anlagen im Schriftsatz vom 26.Juni 2025:

Anlage WU-18  :
Verfassungsbeschwerde vom 15.03.2025
Abwehr von rechtswidrigen und verfassungswidrigen 
Rechtsanwendungen mit sofortiger Beschwerde unter einer 
disfunktionalen Beschwerde-Instanz bei 
Abwehr von verfassungswidrigen Güteverfahren zu neuer Klage 
gegen die Bundesrepublik Deutschland vom 03.10.2024
Abwehr hemmungsloser sozialer Zerschlagungen mit 
verfassungswidrigem Übermaß wegen judikativem Boykott von 
Schadenersatz-Verfahren mit Sabotage von weisungsgebundenen 
Staatsanwälten unter Weisungsdruck der Beklagten zu 
über 25 Jahren politisch motivierten Zerschlagungen im Umfeld 
von enormen Staatsversagen (Anlage VB-2430)
mit Überflutung / Bombardement von Gerichtsverfahren seit dem 
70.Lebensjahr 
wegen Zerschlagung eines herausragenden Lebenswerkes seit 
1998 (Gründungsjahr von Google), weil Weltklasse-
Höchstleistungen und nachhaltiges Wissensmanagement für     
digitale Evolution auf dem Weg zur Künstlichen Intelligenz   
in Deutschland und Europa 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-30.pdf
Scroll down after link (page 210)

Anlage WU-18 a  :
Bestätigung der Verfassungsbeschwerde 2 BvR 818/25 vom 
06.06.2025 (eingegangen am 14.06.2025)

Anlage VB-2449    
Mit Verfügung abgelehnt gemäß Anlage VB-2450
Antrag auf Stornierung des Ladetermins 11.06.2025  per Fax an 
Amtsgericht Velbert 10 C 286/24 vom 10.06.2025 mit Anlage des 
Schriftsatzes vom 06.06.2025 an Landgericht Wuppertal 16 T  256/24

Anlage VB-2450a)    
Verfügung des Richters am Amtsgericht Dr. Krieger  vom 
10.06.2025 (10 C 286 Amtsgericht Velbert, eingegangen am 
14.06.2025 nach Durchführung des Ladetermin am 11.06.2025) mit 
zurückzuweisender Begründung
Anlage VB-2450b)  
Sitzungsprotokoll (?) vom 11.06.2025 (eingegangen am 17.06.2025) 
mit Ergänzungsbedarf 
z.B. Dauer der Sitzung (15 Min. geschätzt)
Anlage VB-2450c)  
Untervollmacht zu Unterbevollmächtigten der Klägerin
für RA Ronald Kunze
mit Auskunftsbedarfsbedarf
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Anlagen im Schriftsatz vom 20.Feb.2025:
Anlage WU-17  
Altbundeskanzlerin Angela Merkel auf dem Staatsakt für den 
ehemaligen Bundespräsidenten Horst Köhler am 18.Feb.2025 im 
Berliner Dom (Gegnerin im Konflikt von 2 Staatsorganen), Rücktritt 
des Bundespräsidenten mit sofortiger Wirkung am 31.Mai 2010  nach 
Eingang des Schreibens vom 25.Mai 2010  mit der Bitte um 
Unterstützung seiner Petition an den Deutschen Bundestag durch das 
Opfer polit isch motivierter Zerschlagungen seit 1998

Prof. Dr. Horst Köhler,  verstorben am 01.Februar 2025,
Bundespräsident a.D ., Rücktritt mit sofortiger Wirkung am 31.Mai 
2010  (Ergebnis einer Konfliktsituation zwischen 2 Staatsorganen) 
unmittelbar nach Eingang meines Schreibens vom 25.Mai 2010  mit 
Bitte um Unterstützung meiner Petition am Deutschen Bundestag 
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/Initiative2.pdf
Deutschland-Initiative für Aufbruchstimmung und Trendwende
Mittelstands-Potenziale für Innovations- und Wirtschaftswachstum
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/Initiative1.pdf

Anlage WU-16    
Zusendung des Amtsgerichtes Velbert 10 C 234/24 vom 10.02.2025 
(eingegangen am 15.02.2025) mit Anforderung einer Stellungnahme 
binnen 2 Wochen: 
Gesetzwidriger Versuch der Aufzwingung eines 
Befangenheitsverfahrens mit dienstlicher Äußerung des abgelehnten 
Einzelrichters anstatt gesetzlich geregeltem Richterausschluss wegen
Anspruch auf unabhängiges Mehrrichterverfahren mit 
Respektierung des Grundgesetzes  zur Klage gegen das 
Bundeskanzleramt mit Weisungsdruck auf weisungsgebundene 
Staatsanwälte, inzwischen mit Verfahrensfortschritt bis zur 
Verfassungsbeschwerde in einem Instanzen überschreitendem 
Verfahren zu grundgesetzlichem Anspruch auf Rehabilit ierung und 
Schadenersatz zu polit isch motivierten Zerschlagungen seit über 25 
Jahren vor dem Hintergrund lebenslanger Familienzerschlagung.  

Anlage WU-15    
Zusendung des Amtsgerichtes Velbert 10 C 286/24 vom 03.02.2025 
(eingegangen am 07.02.2025) mit 
Geldforderungen der Klägerin und ihrer Prozessbevollmächtigten vom 
31.01.2025 als Nachweis der sozialen Zerschlagung mit einer 
verfassungswidrigen Kranken-Grundversicherung ohne Zugang zu 
Versicherungsleistungen auf Pfändungsschutz-Konto mit ständiger 
Pfändung bis zum Limit (Rentenplünderung-Skandal),
mit Anlagenkonvolut K4 ohne Beweis K1, K2.
Soziale Zerschlagung als niederträchtigste Form der Fortsetzung 
politisch motivierter Zerschlagungen  unter der Altbundeskanzlerin 
nach Niederschlagung der Petition am Deutschen Bundestag, in deren
Verlauf der in der Bevölkerung und insbesondere in der Wirtschaft 
sehr geschätzte Bundespräsident  mit sofortiger Wirkung 
zurückgetreten ist: Sieh Anlage WU-17. 

Anlage WU-14  
Beschluss vom 27.01.2025 mit Fristsetzung für Klägerin durch Richter
am Amtsgericht Velbert Dr. Krieger (eingegangen am 31.01.2025) 
nach Einleitung des Gerichtsverfahrens durch Richterin am 
Amtsgericht Kunze mit Schreiben vom 30.12.2024
(eingegangen am 08.01.2025) (Anlage VB-2428 in Schriftsatz vom 
23.Jan.2025 an Landgericht Wuppertal 256/24 und in 
Verfassungsbeschwerde vom 15.01.2025 und vom 01.12.2024 nach 
sofortiger Beschwerde vom 01.11.2024 und Rechtsmittel der 
Anhörungsrüge vom 15.11.2024)
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Anlagen im Schriftsatz vom 20.Jan.2025:

Anlage WU-13  
Verfassungsbeschwerde vom 15.01.2025 mit Anlage VB-2428
> > > https://planning.euro-online.de/ftp/BVERFG-30.pdf    
Scroll down after link (page 109)

Anlage VB-2428  : Verfassungswidriger Shitstorm
Eskalation von 2 Güteverfahren zu 2 Hassverfahren, massive 
Wahlbeeinflussung durch weisungsgebundene Staatsanwälte )
a) 1.Hassverfahren  : Sieh Seite 96 in Verfassungsbeschwerde vom 
01.12.2024
Anlage WU-08: Verfassungswidriger Missbrauch zu einer 
sofortigen Beschwerde am Landgericht Wuppertal wegen 
manipulierten Güteverfahren am Amtsgericht Velbert mit 
verfassungswidrigem Pfändungs- und Überweisungsbeschluss 
b) 2.Hassverfahren  : Verfassungswidriges Mahnverfahren 10 C 286/24   
(Amtsgericht Velbert, eingegangen am 8.Jan.2025, 1 Tag später nach 
Einwurf des Schriftsatzes an das Amtsgericht gemäß Anlage VB-
2426)
Umfang: 26 Seiten, von denen 11 Seiten nicht lesbar sind.
Prozessleitende Verfügung zu verfassungswidrigem 
Mahnbescheid vor der Bundestagswahl ist anzufechten. Das 
Verfahren ist als massive Wahlbeeinflussung abzuweisen, weil der
Beklagte nicht nur seine Stimme abgeben möchte, sondern aktiv am 
Wahlkampf teilnehmen möchte.
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